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Alisher Ilkhamov 
 
Die Ideologie des Mustaqillik auf dem Prüfstein: 
Nationalstaatsbildung in Usbekistan und die damit 
verbundenen Sicherheitsherausforderungen 
 
 
Einführung 
 
Der vorliegende Beitrag befasst sich mit den Auswirkungen des bevorstehen-
den Abzugs der NATO aus Afghanistan auf Usbekistan. Der Abzug, der vo-
raussichtlich Ende 2014 beendet sein soll, wird neue Herausforderungen für 
Usbekistan, seine Sicherheit und seine Souveränität mit sich bringen. Der 
Autor vertritt die Meinung, dass Usbekistan hierfür vor allem nach Lösungen 
suchen sollte, indem es die eigene Nationalstaatsbildung, die noch lange nicht 
abgeschlossen ist, vorantreibt, anstatt sich an einem Wettrüsten zu beteiligen. 
Dabei sollten die Lehren, die aus der Geschichte der modernen Nationalstaa-
ten gezogen wurden, berücksichtigt werden. Die modernen Nationalstaaten 
schufen sich starke Fundamente, indem sie regionale, lokale und verwandt-
schaftliche Bindungen überwanden und so einen Universalismus hervor-
brachten, der auf der politischen und bürgerlichen Vereinigung freier Bürger 
beruht, die bereit sind, nicht nur die lokalen Gemeinschaften, sondern auch 
das politische System zu verteidigen, mit dem sie sich identifizieren. 
Aus dieser Position heraus bewertet der Beitrag Usbekistans gegenwärtige 
Fähigkeit, äußeren Herausforderungen standzuhalten, die aus der Ungewiss-
heit seiner Beziehungen zu Afghanistan nach 2014 herrühren. Er vergleicht 
die militärischen Fähigkeiten beider Nationen und kommt zu dem Ergebnis, 
dass die Loyalität der Bürger Usbekistans, die nur mit demokratischen Mit-
teln gewährleistet werden kann, nicht weniger von Bedeutung ist als die 
militärischen Fähigkeiten des Landes. 
 
 
Postsowjetische Projekte der Nationalstaatsbildung 
 
Usbekistan ist heute ein souveräner Staat. Jedoch ist es noch kein moderner 
Nationalstaat im eigentlichen Sinne des Wortes. Zwar erlangte Usbekistan 
1991 die politische Unabhängigkeit, doch war dies nicht das Ergebnis seines 
eigenen nationalen Befreiungskampfes. Es wurde vielmehr als gegeben hin-
genommen, als der sowjetische Koloss schon in Trümmern lag, zerstört durch 
nationale und demokratische Bewegungen, die größtenteils im westlichen 
Teil der Sowjetunion existierten. Der Präsident der Usbekischen SSR, Islam 
Karimow, und seine Gefolgsleute hissten das Banner der Unabhängigkeit 
erst, als Moskaus Macht über die nationalen Republiken rapide nachließ und 
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der Putsch gegen Gorbatschow im August 1991 niedergeschlagen worden 
war.1 
Echte politische Unabhängigkeit wurde erst nach dem Belowescher Abkom-
men erlangt, das im Dezember 1991 von den Führern der drei slawischen 
Sowjetrepubliken unterzeichnet wurde. Usbekistans politische Elite und die 
usbekische Zivilgesellschaft schwammen eigentlich nur auf dem Strom der 
Perestroika mit, die schließlich die Demontage des kommunistischen Sys-
tems zur Folge hatte. Zwar gab es auch in Usbekistan eine nationale Unab-
hängigkeitsbewegung. Sie entstand 1990/1991 und wurde hauptsächlich von 
einer kleinen Oppositionspartei, Erk, repräsentiert. Allerdings war diese Be-
wegung nicht stark genug, um die Führung der Republik zu entschlossenem 
Handeln zu bewegen oder eine kritische Masse für einen Regierungswechsel 
aufzubringen. Die nationalistischen Forderungen der politischen Opposition 
richteten sich in erster Linie darauf, Usbekisch als Amtssprache anzuerken-
nen. Auf diese Forderungen einzugehen fiel Karimow nicht schwer. Er seg-
nete die Verabschiedung eines entsprechenden Gesetzes im Oktober 1989 ab, 
ohne dabei seine eigene Macht zu gefährden. So konnte das herrschende Re-
gime die nationalistischen Bestrebungen der innenpolitischen Opposition 
weitestgehend befriedigen und den nationalistisch orientierten Teil der Be-
völkerung für sich gewinnen. Damit hatte man zwar politische Unabhängig-
keit erlangt, das politische Regime blieb jedoch nahezu unverändert. 
Karimow erklärte die Unabhängigkeit schon bald nicht nur zum neuen politi-
schen Status Usbekistans, sondern auch zur neuen Staatsideologie: der Philo-
sophie des Mustaqillik. Bemerkenswert ist, dass das Wort Mustaqillik (Sou-
veränität, Unabhängigkeit) dem Wort Ozodlik (Freiheit) vorgezogen wurde, 
da es darauf hindeutet, in welche Richtung die usbekische Entwicklung ge-
hen würde, deren Alternativen die Souveränität des herrschenden Regimes 
oder die Freiheit der Bürger waren. Innerhalb kurzer Zeit gab Usbekistan sich 
neue Symbole der Souveränität, wie z.B. eine Flagge, ein Wappen und eine 
Hymne. Straßen und einige staatliche Einrichtungen wurden umbenannt, um 
die Nationalgeschichte widerzuspiegeln und nationalen Helden der Vergan-
genheit zu huldigen. Um die Spuren der kommunistischen Vergangenheit zu 
beseitigen, ein glorreiches historisches Erbe zu feiern und eine neue nationale 
Identität zu schaffen, die bis in die ferne Vergangenheit zurückreicht, wurde 
Usbekistans Geschichte umgeschrieben. Interessanterweise blieben die usbe-
kische Ethnogenese und Nationalgeschichte, wie sie 1941 von dem sowjeti-
schen Historiker Alexander Jakubowski dargestellt worden waren,2 um die 
Gründung der Usbekischen SSR als Teil der Sowjetunion zu legitimieren, 

                                                 
1  Der Putsch wurde von hochrangigen sowjetischen Offiziellen und Generälen durchge-

führt, als Michail Gorbatschow, Generalsekretär der KPdSU und Präsident der Sowjet-
union, sich in Foros auf der Halbinsel Krim im Urlaub befand. Der Putsch wurde von 
Kräften niedergeschlagen, die Boris Jelzin und Michail Gorbatschow loyal gesinnt waren. 

2  Vgl. Alexander Jakubovski, K voprosu ob etnogeneze uzbekskogo naroda [Zur Frage der 
Ethnogenese des usbekischen Volkes], Taschkent 1941. 
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weitgehend unberührt.3 Das offiziell gebilligte Geschichtsbild interpretierte 
die Zeit des Russischen Kaiserreichs und die Sowjetzeit hingegen ausschließ-
lich negativ als Kolonialära, ohne die sowjetischen Bemühungen um eine 
wirtschaftliche und gesellschaftlichen Modernisierung zu würdigen. 
Trotz seiner kritischen Haltung gegenüber dem sowjetischen Erbe unternahm 
das Regime Karimow jedoch nichts, um die stark ethnozentrische Konstruk-
tion der sowjetischen Nationalrepubliken in Frage zu stellen, in denen Staat-
lichkeit um eine einzelne, häufig konstruierte Titularnation gebildet wurde. In 
den meisten postsowjetischen Staaten blieb die Funktion des Ethnozentris-
mus als zentrales Prinzip der Nationalstaatsbildung unangetastet, womit die 
zu Beginn der Sowjetära konzipierte Nationalitätenpolitik weitgehend unver-
ändert fortgesetzt wurde. Der Grund für das Festhalten an bestimmten Kon-
zepten aus der Sowjetzeit liegt darin, dass diese sich hervorragend zur Legiti-
mierung postsowjetischer autoritärer Regime eignen. Das Umwerben natio-
nalistisch gesinnter Bevölkerungsteile in den Titularnationen hilft diesen Re-
gimen, an der Macht zu bleiben und Zeit zu gewinnen, um ihre Macht unter 
den neuen Bedingungen zu konsolidieren. 
Der ehemalige Erste Parteisekretär der usbekischen KP, Islam Karimow, zö-
gerte nicht, sich von seiner kommunistischen Vergangenheit abzukehren und 
den neuen Titel des Präsidenten eines souveränen Staates anzunehmen. In 
seiner neuen Position konzentrierte er eine beispiellose Macht und außeror-
dentliche Privilegien in seinen Händen – weitaus mehr als er (oder jeder an-
dere lokale Parteichef) als Erster Parteisekretär während der Sowjetzeit ge-
nossen hatte, als seine Machtbefugnisse von Moskau eingeschränkt wurden. 
Andere staatliche Institutionen wie das Parlament, das in ein Zweikammer-
parlament, den Oli Madschlis, umgewandelt wurde, oder das Justizwesen be-
hielten wie ihre sowjetischen Vorgänger ihren weitgehend dekorativen Cha-
rakter. Sie werden komplett von der Regierung kontrolliert und haben sowohl 
auf der Makro- als auch auf der Mikroebene der Staatshierarchie nur geringen 
Einfluss auf die Politik der Regierung. 
Anders als die nationalen Republiken im Westen der Sowjetunion, in denen 
sich tatsächlich ein Regimewechsel vollzog, konnte die kommunistische 
Parteielite Usbekistans mit Karimow an der Spitze ihre politische und admi-
nistrative Kontrolle über das Land nahezu vollständig behaupten. Hinsicht-
lich der politischen Kultur und der Methoden der Regierungsführung hat sich 
in Usbekistan fast nichts verändert: Ein despotisches Regime wurde durch ein 
anderes ersetzt. Die meisten Reformen, die in postsowjetischer Zeit durchge-
führt wurden, sind lediglich dekorativer Art und verschleiern nur die anhal-
tende politische und institutionelle Stagnation. 
Was sich jedoch verändert hat, ist das Wesen des usbekischen Nationalismus. 
Während der Sowjetzeit von der Ideologie des Internationalismus und durch 

                                                 
3  Vgl. Alisher Ilkhamov, Iakubovskii and Others: Canonizing Uzbek National History, in: 

Florian Mühlfried/Sergey Sokolovskiy (Hrsg.), Exploring the Edge of Empire: Soviet Era 
Anthropology in the Caucasus and Central Asia, Münster 2012, S. 237-258. 
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Moskaus Kontrolle über die zentralen Aspekte der Innenpolitik unterdrückt, 
hat sich der Nationalismus nun zu einem Eckpfeiler der neuen Staatlichkeit 
gewandelt. Nun da die gegenseitigen Kontrollen weggefallen sind, ist der 
ethnozentrische Nationalismus zum zentralen Prinzip der Nationalstaatsbil-
dung der postsowjetischen autoritären Regime wie Usbekistan geworden. 
Dieser Prozess wird von einer Reihe historischer Mythen teleologischer Art, 
die dazu dienen, die neuen Nationalstaaten zu legitimieren, wesentlich beför-
dert.4 Dies veranlasst uns, an den von Jürgen Habermas aufgezeigten Gegen-
satz zwischen zwei unterschiedlichen Polen des Nationalismus zu erinnern: 
eines staatsbürgerlichen, der auf der Herrschaft des aus freien Bürgern gebil-
deten Staatsvolks (Demos) basiert, und eines ethnischen, der an die gemein-
samen ethnisch-kulturellen Wurzeln einer bestimmten Nation (Ethnos) appel-
liert. „Die Nation hat zwei Gesichter“, schreibt Habermas. „Während die ge-
wollte Nation der Staatsbürger die Quelle für demokratische Legitimation ist, 
sorgt die geborene Nation der Volksgenossen für soziale Integration. Staats-
bürger konstituieren aus eigener Kraft die politische Assoziation von Freien 
und Gleichen; Volksgenossen finden sich in einer durch gemeinsame Sprache 
und Geschichte geprägten Gemeinschaft vor. In die Begrifflichkeit des Natio-
nalstaats ist die Spannung zwischen dem Universalismus einer egalitären 
Rechtsgemeinschaft und dem Partikularismus einer historischen Schicksals-
gemeinschaft eingelassen.“5 
Im Falle Usbekistans ist in erster Linie die zweite, ethnisch-kulturell deter-
minierte Form des Nationalstaates zu erkennen, während die von freien Bür-
gen gebildete Einheit weitgehend fehlt. Dadurch mangelt es der usbekischen 
Gesellschaft an sozialem Zusammenhalt und dem Gefühl, eine einheitliche 
Gemeinschaft zu sein. Diese einseitige nationale Entwicklung erklärt zumin-
dest teilweise, weshalb das Land auf seinem Weg zum Nationalstaat vor gro-
ßen Herausforderungen steht: Es ist noch weit von einer staatsbürgerlichen 
Nation entfernt. Dementsprechend steht Usbekistan weiterhin unter dem Ein-
fluss eines autoritären Nationalismus, der sich zu erhalten weiß, indem er eth-
nisch-kulturelle Empfindungen und die Wahrnehmung einer gemeinsamen 
Geschichte unterstützt und teilweise auch manipuliert, nationale Symbole re-
produziert und erschafft und eine patriotische Erziehung fördert, gleichzeitig 
aber jede Art von bürgerlichen Freiheiten beschneidet. Der autoritären Form 
des Nationalismus gelingt es ebenfalls nicht, Rechtsstaatlichkeit zu gewähr-
leisten. Ohne diese können die Bürger jedoch keine Gleichheit vor dem Ge-
setz für sich beanspruchen, was bedeutet, dass ethnische Minderheiten bei der 

                                                 
4  Siehe hierzu Alisher Ilkhamov, Post-Soviet Central Asia: from nationhood mythologies to 

regional cold wars?, in: Irina Morozova (Hrsg.), Towards Social Stability and Democratic 
Governance in Central Eurasia: Challenges to Regional Security, Amsterdam 2005, S. 82-
102. 

5  Jürgen Habermas, Der europäische Nationalstaat – Zu Vergangenheit und Zukunft von 
Souveränität und Staatsbürgerschaft, in: ders., Die Einbeziehung des Anderen. Studien zur 
politischen Theorie, Frankfurt am Main 1999, S. 128-153, hier: S. 139. 
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Ausübung ihrer individuellen und gemeinschaftlichen Rechte diskriminiert 
werden.  
 
 
Nationalstaatsbildung und Sicherheitsherausforderungen 
 
Die Frage, ob der Prozess der Nationalstaatsbildung eines bestimmten Landes 
beendet ist, betrifft unmittelbar dessen Sicherheit und seine Fähigkeit, exter-
nen Herausforderungen standzuhalten und mit anderen Ländern um politi-
schen und wirtschaftlichen Einfluss zu konkurrieren, sowie seine Position in-
nerhalb der globalen Hierarchie der Nationen. Diese Fähigkeiten hängen von 
zwei wesentlichen Aspekten eines Nationalstaates ab: 1. der Art und Weise, 
wie er sich Legitimität und die Loyalität seiner Bürger sichert, und 2. der 
Herausbildung eines politischen Zentrums. Einmal mehr lässt sich hier ein 
großer Unterschied zwischen modernen Staaten und „zwangsintensiven“ 
Staaten wie Usbekistan erkennen. Während autoritäre Regime ihre Legitimi-
tät hauptsächlich über die Manipulation ethnisch-kultureller Empfindungen 
geltend machen und sich die Loyalität der Bevölkerung durch die Ausübung 
von Zwang und die Verbreitung von Angst vor Repressionen sichern, musste 
in modernen Staaten „die Loyalität der Bürger [vom Staat] errungen wer-
den“,6 indem er ihre Interessen vertrat. Autoritäre Regime können sich in Kri-
sen nicht auf die Loyalität ihrer Bürger verlassen. Solche Gesellschaften sind 
im Gegenteil anfällig für Aufstände und Umwälzungen, wie der „Arabische 
Frühling“ erst kürzlich gezeigt hat. 
Ein weiterer Vorteil moderner Staaten liegt darin, dass regelmäßige Wahlen 
ein politisches Zentrum hervorbringen, um dessen Kontrolle die etablierten 
politischen Parteien kämpfen. Ein solches politisches Zentrum resultiert aus 
einem stochastischen Prozess (und dem Kampf um seine Kontrolle, der die 
Machenschaften nahezu jeder demokratischen Wahl in der heutigen Zeit be-
einflusst) und kann nicht von oben herab bestimmt werden. Seine Existenz ist 
der Garant für die Stabilität des Regimes und dessen Belastbarkeit im Falle 
interner und externer Spannungen. 
Sozialer Zusammenhalt, das stochastisch hervorgebrachte politische Zentrum 
und eine demokratisch gesicherte politische Legitimität sind folglich nicht 
nur wichtig für die soziale und politische Stabilität eines Staates, sondern tra-
gen auch zu seiner äußeren Sicherheit bei. Bei seinen Untersuchungen zur 
Geschichte der Kriege im Europa der Frühen Neuzeit machte David Held 
eine interessante Beobachtung: „Ein paradoxes Resultat des Führens von 
Kriegen ist, dass es die Entstehung repräsentativer und demokratischer Insti-
tutionen gefördert hat.“ Er stellt zudem „eine direkte Verbindung beispiels-
weise zwischen der Ausweitung des allgemeinen Wahlrechts und der Entste-

                                                 
6  David Held, the Development of the Modern State, in: Stuart Hall/David Held/Don Hu-

bert/Kenneth Thompson (Hrsg.), Modernity: an Introduction to Modern Societies, Cam-
bridge 1995, S. 71 (eigene Übersetzung). 
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hung der modernen Infanterie“ fest. Wenn Krieg „der Demokratie in be-
stimmten Nationalstaaten Impulse gab, so wurden die Rechte und Prinzipien 
der Demokratie oftmals denjenigen explizit verweigert, die von mächtigen 
Nationalstaaten erobert, kolonisiert und ausgebeutet wurden“,7 schlussfolgert 
Held.  
Usbekistan hatte bisher nur wenig Gelegenheit zu zeigen, dass es in der Lage 
ist, sich vor ernsthaften äußeren Bedrohungen seiner Souveränität zu schüt-
zen. Das Land war nie in nennenswerte Konflikte mit anderen Staaten oder 
internationalen terroristischen Gruppen verwickelt. Die wichtigsten Ausnah-
men waren zwei – letztlich erfolglose – bewaffnete Einfälle der Islamischen 
Bewegung Usbekistan (IBU) in den Jahren 1999 und 2000.8 1996 sah Usbe-
kistan sich einer Sicherheitsbedrohung an seiner südlichen Grenze gegenüber, 
als die Taliban die Kontrolle in Kabul übernahmen. Die Bedrohung war eine 
zweifache: Erstens boten die Taliban der IBU einen sicheren Zufluchtsort 
und zweitens hätten die Taliban und ihr ganz Afghanistan aufgezwungenes 
strenges, auf der Scharia beruhendes Regime die Verbreitung des islamischen 
Fundamentalismus beeinflussen können, zumindest bei einigen Gruppen us-
bekischer Muslime. 
Der US-geführte Militäreinsatz in Afghanistan, der 2001 begann, veranlasste 
die IBU dazu, sich dem von der Taliban geführten Feldzug gegen die USA 
und die NATO anzuschließen. Diese Entwicklung der Ereignisse und die 
Verluste, die die IBU während der US-Bombenangriffe auf ihre Stellungen 
Ende 2001 erlitt, waren für Präsident Karimow eine Entlastung. Allerdings 
zogen sich die übriggebliebenen Kräfte der IBU in den Paschtunengürtel an 
der pakistanisch-afghanischen Grenze zurück, die ebenfalls zu einer Hoch-
burg der Taliban wurde. Danach scheint die IBU ihre militärischen Fähig-
keiten allmählich – zumindest zum Teil – wiederhergestellt zu haben und ge-
nießt die Unterstützung sowohl der Al-Qaida als auch der Taliban. 2011 war 
die IBU allerdings infolge ihrer sich verschlechternden Beziehungen zu den 
Stammesführern in Nord- und Südwaziristan gezwungen, sich teilweise aus 
Afghanistan zurückzuziehen.9 Dies fiel fast zeitgleich mit der Entscheidung 
der Obama-Regierung zusammen, den Großteil der US-Truppen bis Ende 
2014 aus Afghanistan zurückzuziehen, der andere NATO-Länder in ähnlicher 
Weise folgten. Dies bedeutet, dass das Karzai-Regime in Kabul, das unter 
weitverbreiteter Korruption leidet, dem es an demokratischer Legitimation 
mangelt und dem es nicht gelungen ist, tragfähige staatliche Institutionen 
aufzubauen, sich ohne die Unterstützung der westlichen Streitkräfte, die bis-
lang die Verantwortung für die meisten der im Namen des gegenwärtigen 
Regimes ausgeführten Militäreinsätze übernommen haben, mit den Taliban 
wird auseinandersetzen müssen. Höchstwahrscheinlich werden alle beteilig-
                                                 
7  Ebenda, S. 79. 
8  Vgl. Marika Vicziany/David P. Wright-Neville/Peter Lentini, Regional Security in the 

Asia Pacific: 9/11 And After, Cheltenham 2004, S. 116-117. 
9  Vgl. Militant Islamic Force Signals Return to Central Asia, IWPR Central Asia, 13. Okto-

ber 2010, unter: http://iwpr.net/report-news/militant-islamic-force-signals-return-central-asia. 
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ten Parteien, das Karzai- und das Karimow-Regime eingeschlossen, ihre Leh-
ren aus den sowjetischen Erfahrungen in Afghanistan gezogen haben und 
sich des vermutlichen Schicksals eines jeden von Besatzern dort installierten 
Regimes bewusst sein. Für Karimow bedeutet der Abzug der USA und der 
NATO aus Afghanistan den Auftakt zu neuen Problemen im Süden, die Us-
bekistans Stabilität und Sicherheit gefährden könnten. 
Man muss kein Hellseher sein, um vorhersagen zu können, dass die Taliban 
Kabul nach dem Truppenabzug erneut angreifen und nach einiger Zeit viel-
leicht die Kontrolle über das Land wiedererlangen werden, so wie es einige 
Jahre nach dem Rückzug der sowjetischen Truppen im Jahr 1989 schon ein-
mal geschah. Wäre das Taliban-Regime, wenn dies geschähe, dann auch eine 
Herausforderung für Usbekistan? Dem bekannten pakistanischen Experten 
Ahmed Rashid zufolge wird das Taliban-Regime vor allem mit den inneren 
Angelegenheiten Afghanistans10 und der Konsolidierung seiner Macht be-
schäftigt sein. Dazu werden sich die Taliban mit zahlreichen sozioökonomi-
schen Problemen, mit Fragen der national-territorialen Integrität und der poli-
tischen Stabilität auseinandersetzen müssen, statt sich auf eine wie auch im-
mer geartete expansionistische Politik gegenüber ihren nördlichen Nachbarn 
zu verlegen. Rashid bezweifelt ebenso, dass die Taliban gewillt sein werden, 
die IBU als Druckmittel gegen Usbekistan einzusetzen. 
Möglich ist jedoch alles, auch ein Anstieg der Spannungen zwischen den bei-
den Ländern. Eine solche Eskalation könnte beispielsweise durch die Unter-
stützung der usbekischen Regierung für das Dostum-Regime in Nordafghani-
stan verursacht werden, die von den Taliban und vielen Paschtunen als Ein-
mischung in die inneren Angelegenheiten des Landes betrachtet würde. Tat-
sächlich hat die Karimow-Regierung in der Vergangenheit reichlich Anlass 
zu derartigen Vorwürfe gegeben, indem es Raschid Dostum und sein Regime 
mit Geld, Waffen und Nachschub versorgt hat. Karimow betrachtete die an 
der afghanisch-usbekischen Grenze liegenden afghanischen Gebiete als Puf-
ferzone, die Usbekistan vor einem Eindringen des islamischen Radikalismus 
schützt. Vermutlich beabsichtigte er, die Taliban einzudämmen und radikale 
Islamisten am Erreichen der afghanisch-usbekischen Grenze zu hindern. 
Sollten die Taliban Kabul jedoch zurückerobern, werden sie sich mit ziemli-
cher Sicherheit Richtung Norden bewegen und Dostum angreifen, den sie 
höchstwahrscheinlich als einen ihrer größten Feinde betrachten. Dostum wird 
vorgeworfen, für das Massaker an rund 2.000 gefangenen Taliban während 
ihrer Überführung von Kunduz nach Scheberghan im Jahr 2001, die von sei-
nen Truppen beaufsichtigt wurde, verantwortlich zu sein.11 Dostum hat diese 
Beschuldigung von sich gewiesen. 

                                                 
10  Vgl. Insight with Ahmed Rashid – Pakistan on the Brink: The Future of America, Paki-

stan, and Afghanistan, 18 April 2012, Frontline Club, London, unter: http://www. 
frontlineclub.com/events/2012/04/insight-with-ahmed-rashid---pakistan-on-the-brink-the-
future-of-america-pakistan-and-afghanistan.html. 

11  Vgl. Heidi Vogt, UN confirms Afghan mass grave site disturbed, in: USA Today, 12. De-
zember 2008, unter: http://www.usatoday.com/news/world/asia/2008-12-12-2525047668 
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Berichten zufolge soll Dostum 2009 nach seiner jüngsten Rückkehr aus dem 
Exil verkündet haben, er könne „die Taliban und Al-Qaida zerstören“, wenn 
er von den USA Unterstützung bekäme.12 Zum Zeitpunkt der Niederschrift 
dieses Beitrags übte der frühere Warlord in Anerkennung seines Einflusses 
und des Beitrags, den der Norden zur Stabilität des Landes leistet, die – größ-
tenteils protokollarische – Funktion des Stabschefs der afghanischen Armee 
aus. Dostum ist der Führer der Dschunbisch-i Melli, einer von afghanischen 
Usbeken dominierten Organisation, und einer der Führer der Nationalen 
Front, der Nachfolgerin der früheren Nordallianz, die in der Vergangenheit 
gegen die Taliban kämpfte. Wie auch die Nordallianz ist die Nationale Front 
eine Koalition aus der usbekischen und der tadschikischen Minderheit sowie 
der Minderheit der Hazara, wobei Dostum die Kontrolle über eine aus ethni-
schen Usbeken zusammengesetzte Armee behält. 
Vor dem Hintergrund des Rückzugs der USA und der NATO könnte man 
meinen, dass alle in Opposition zu den Taliban stehenden Parteien in Afgha-
nistan sich zusammenschließen würden. In Wirklichkeit passiert jedoch et-
was anderes. Die letzten Entwicklungen deuten auf wachsende Spannungen 
zwischen Dostum und dem Regime in Kabul hin. Die Regierung in Kabul 
wirft Dostum und seinen Anhängern die Störung der Erschließung von Erdöl-
lagerstätten durch die China National Petroleum Corporation (CNPC)13 im 
Amu-Darja-Becken in den von ihm kontrollierten Gebieten vor. Angeblich 
erpressen seine Gefolgsleute einen Teil der Öleinnahmen von den Chinesen, 
was den afghanischen Generalstaatsanwalt dazu veranlasst hat, eine Untersu-
chung einzuleiten. Es wird ebenfalls behauptet, dass Usbekistan hinter Dos-
tums Versuchen stecke, die Erdölgewinnung in der Nähe der usbekischen 
Grenzen zu verhindern.14 Diese Entwicklungen deuten wiederum auf wach-
sende Spannungen zwischen Kabul und Taschkent hin, die vermutlich mit 
der Rückkehr der Taliban weiter eskalieren werden.  
Zwischen den Taliban und dem Karimow-Regime könnte es eine Reihe wei-
terer Reibungspunkte geben, wie z.B. Usbekistans Anspruch auf Wasserres-
sourcen des Amu-Darja-Beckens15 und die Tatsache, dass Usbekistan NATO-

                                                                                                         
_x.htm; vgl. ebenso Carlotta Gall, Study Hints at Mass Killing of the Taliban, in: The 
New York Times, 1. Mai 2002, unter: http://www.nytimes.com/2002/05/01/world/study-
hints-at-mass-killing-of-the-taliban.html. 

12  Vgl. Afghan warlords will fight if U.S. gives weapons, in: The Washington Times, 
22. September 2009, unter: http://www.washingtontimes.com/news/2009/sep/22/afghan-
warlords-will-fight-if-us-gives-aid/?feat=home_headline. 

13  Vgl. Hamid Shalizi, Afghans say former warlord meddling in China oil deal, Reuters, 
11. Juni 2012, unter: http://uk.reuters.com/article/2012/06/11/uk-afghanistan-dostum-
idUKBRE85A15X20120611. 

14  Vgl. Uzbekistan attempt to stop oil project in Amu River, in: Khaama Press, 25. Juni 
2012, unter: http://www.khaama.com/uzbekistan-attempt-to-stop-oil-project-in-amu-river-
944. 

15  Nach Angaben der Wasserwirtschaftsexperten Walter Klemm und Sayed Shobair steuert 
Afghanistan 22.000 Millionen Kubikmeter Wasser zum Amu-Darja-Becken bei, nutzt je-
doch nur 5.000 Millionen Kubikmeter. Usbekistan trägt 5.000 Millionen Kubikmeter bei 
und nutzt 33.000 Millionen. Siehe: http://www.cawater-info.net/afghanistan/pdf/fao_ 
report_2010_r.pdf. 
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Stützpunkte beherbergt. Es ist offensichtlich, dass die Hauptfunktion dieser 
Stützpunkte darin besteht, die Taliban an deren Rückkehr an die Macht zu 
hindern, und es ist ziemlich wahrscheinlich, dass die Taliban über die Rolle, 
die Taschkent dabei spielt, verärgert sind. Sollte es den Taliban trotz aller 
Anstrengungen der USA und der NATO gelingen, die Herrschaft über Af-
ghanistan zurückzugewinnen, könnten deren Anführer auf ihre eigene Form 
einer Eindämmungspolitik zurückgreifen, deren Ziel es wäre, Usbekistan da-
von abzuhalten, gegen die Interessen Afghanistans (wie die Taliban sie ausle-
gen) zu handeln. Die wirksamste Strategie der Taliban wäre es, Usbekistans 
Beziehungen zu Dostum infrage zu stellen, indem sie Usbekistans eigene is-
lamische Opposition, insbesondere die IBU, unterstützen. 
 
 
Herausforderungen für Usbekistans Souveränität 
 
Auch wenn das oben beschriebene Szenario nicht unmittelbar bevorsteht, 
kann es dennoch nicht ausgeschlossen werden. Usbekistan sollte sich deshalb 
nach Kräften darum bemühen, mit seinem südlichen Nachbarn, unabhängig 
von den jeweiligen Machthabern, in Frieden zu leben. Es sollte sich auch auf 
unerwartete Ereignisse einstellen, u.a. auch auf eine Konflikteskalation zwi-
schen den beiden Ländern. 
Im ungünstigsten Fall wäre unklar, wer und was Usbekistans Sicherheit und 
nationale Souveränität garantieren würde. Würde sich das Karimow-Regime 
weiterhin hauptsächlich auf regionale und globale Mächte wie Russland und 
die USA verlassen?16 Würde Taschkent auf Russland setzen, müsste es ange-
sichts der Bestrebungen von Präsident Wladimir Putin, eine eurasische Union 
ehemaliger Sowjetrepubliken zu erschaffen,17 voraussichtlich zumindest ei-
nen Teil seiner Souveränität aufgeben. Das würde den Status des Landes her-
absetzen und Erinnerungen an die Zeit wachrufen, als die Khanate Buchara 
und Chiva im 19. Jahrhundert ihre außenpolitische Souveränität an das Russi-
sche Kaiserreich abtreten mussten.18 Um einem solchen Schicksal zu entge-
hen, setzte Karimow im Juni 2012 Usbekistans Mitgliedschaft in der von 
Moskau kontrollierten Organisation des Vertrags über kollektive Sicherheit 
(OVKS) außer Kraft19 und ließ sich einmal mehr auf eine strategische Part-
nerschaft mit dem Westen und der NATO ein. Es ist zu vermuten, dass 
Karimow nicht nur die Zusicherung erhalten hat, dass die USA eine farbige 

                                                 
16  China würde höchstwahrscheinlich im Falle eines Konflikts für keine Seite Partei ergrei-

fen, da es in beiden Ländern Interessen verfolgt.  
17  Vgl. Putin calls for „Eurasian Union“ of ex-Soviet republics, BBC News Europe, 4. Okto-

ber 2011, unter: http://www.bbc.co.uk/news/world-europe-15172519. 
18  Beide Khanate waren gezwungen, ihren Status als Protektorat des Russischen Kaiser-

reichs zu akzeptieren und mussten ihr Recht auf eine eigene Außenpolitik aufgeben.  
19  Vgl. Uzbekistan suspends its membership in Russia-dominated security grouping of ex-

Soviet nations, Associated Press, veröffentlicht in: The Washington Post, 28. Juni 2012. 
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Revolution in Usbekistan nicht unterstützen werden, sondern auch mit 
lukrativen Beschaffungs- und Mietverträgen belohnt wurde. 
Was die damit verbundenen Risiken anbelangt, so öffnet die Wiederannähe-
rung an den Westen die Büchse der Pandora. Westliche Militärstützpunkte 
auf usbekischem Territorium werden aller Wahrscheinlichkeit nach die Tali-
ban verärgern und das Land dem Terrorismus oder Anfeindungen der Taliban 
und ihrer Erfüllungsgehilfen aussetzen. Die Militarisierung Usbekistans 
könnte den Westen in Verlegenheit bringen, vergleichbar mit den Gescheh-
nissen in Ägypten, wo die USA aus ähnlich pragmatischen Gründen massiv 
in das undemokratische Mubarak-Regime investiert hatten, das 2011 von der 
Bevölkerung gestürzt wurde. 
 
 
Einschätzung von Usbekistans Fähigkeiten zur Auseinandersetzung mit 
externen Konflikten 
 
Eine Alternative zur Unterwerfung Usbekistans unter die „Schirmherrschaft“ 
anderer Staaten, die Usbekistan den Erhalt seiner Souveränität ermöglicht, 
wäre der Aufbau eigener Kapazitäten, um ernsthaften äußeren Bedrohungen 
und Herausforderungen standzuhalten. Einmal mehr sei hier jedoch betont, 
dass militärische und zivile Kapazitäten für Usbekistans Sicherheit gleich 
wichtig sind. 
Zunächst sollen Usbekistans militärische Fähigkeiten mit denjenigen Afgha-
nistans verglichen werden. Auf den ersten Blick sieht es nicht schlecht für 
Usbekistan aus. Im Jahr 2010 betrug die Stärke der usbekischen Streitkräfte 
48.000 Mann.20 
Das usbekische Militär ist relativ gut ausgerüstet und verfügt hauptsächlich 
über Waffen, die nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion in Usbekistan 
zurückgelassen wurden. Im Jahr 2010 umfasste der Bestand nach Angaben 
des Londoner International Institute for Strategic Studies 340 Kampfpanzer 
(2.000 weitere Einheiten in Lagerungsstätten), 399 gepanzerte Kettenfahr-
zeuge (BMP) und 309 gepanzerte Radfahrzeuge (BTR) sowie 523 Artillerie-
waffen und Mörser unterschiedlichen Typs.21 
Usbekistans Luftwaffe besitzt 49 taktische Bomber: 26 SU-17 Jagdbomber 
und 23 SU-24 Frontbomber. Sie verfügt über zwei Fliegerregimenter, das 
erste bestehend aus 20 SU-25 Angriffsflugzeugen und das zweite aus 30 
MiG-29 Kampfflugzeugen und 25 SU-27 Mehrzweckkampfflugzeugen. Die 
usbekische Luftwaffe besitzt darüber hinaus 41 Transportflugzeuge und 110 
Helikopter.22 Für die Offiziersausbildung aller Teilstreitkräfte stehen Usbeki-

                                                 
20  Vgl. Nacional’naja Oborona, „Nejtralizovat’ i dat’ dostojnyj otpor“ [„Neutralisieren und 

ehrbar zurückschlagen“], März 2012, unter: http://www.nationaldefense.ru/includes/ 
periodics/geopolitics/2011/0516/21276148/detail.shtml.  

21  Vgl. The International Institute for Strategic Studies (Hrsg.), The Military Balance 2010, 
London 2010, S. 373. 

22  Vgl. ebenda. 
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stan vier Militärhochschulen und eine Militärakademie zur Verfügung.23 Dem 
CIA World Factbook zufolge lag Usbekistans Militärhaushalt 2010 bei 3,291 
Milliarden US-Dollar gemessen in Kaufkraftparitäten (KKP; 1,422 Milliar-
den berechnet nach Wechselkursen).24 
Die Afghanische Nationalarmee (ANA) hatte 2012 eine Kampfkraft von ca. 
200.000 Mann (viermal so viel wie Usbekistan).25 Diese Zahl wird bis 2014 
voraussichtlich auf 240.000 Mann steigen, wobei die Reservekapazitäten zu-
sätzlich erhöht werden.26 Die Armee leidet unter fehlenden Grundqualifika-
tionen, so sind 86 Prozent der Rekruten Analphabeten.27 Allerdings werden 
von der NATO-Ausbildungsmission Afghanistan (NTM-A) Intensivkurse in 
Lesen, Schreiben und Rechnen angeboten. Abgesehen davon wird eine mit 
neuester NATO-Ausrüstung ausgestattete Eliteeinheit von neunhundert Kom-
mandosoldaten intensiv von amerikanischen Ausbildern trainiert.28 Von nicht 
geringerer Bedeutung ist die umfangreiche Kriegserfahrung, die sowohl die 
afghanischen Streitkräfte als auch die Taliban besitzen. 
Bis vor Kurzem standen Afghanistans große Personalkapazitäten im krassen 
Gegensatz zu deren weniger beeindruckenden Bewaffnung und ihrer techni-
schen und professionellen Leistungsfähigkeit. Aufgrund umfangreicher In-
vestitionen der USA und der NATO in den Wiederaufbau der afghanischen 
Streitkräfte verändert sich die Situation jedoch rapide. Der Militärhaushalt ist 
nicht transparent, und es ist nicht klar, wie viel die USA und die NATO bei-
tragen. Nach Angaben des CIA World Factbook machte Afghanistans Mili-
tärhaushalt im Jahr 2009 insgesamt 1,9 Prozent des BIP aus, was 570 Millio-
nen US-Dollar für das Jahr 2011 entspräche (dem letzten Jahr, für das BIP-
Daten zur Verfügung stehen). Aller Wahrscheinlichkeit nach beinhaltet diese 
Summe nur die eigenen vorhandenen Mittel und schließt nicht die Auslands-
hilfen mit ein, die dazu verwendet werden, die afghanischen Streitkräfte mit 

                                                 
23  Vgl. Voennyi Informator, Vooružennye sily Uzbekistana [Die Streitkräfte Usbekistans], 

unter: http://www.military-informant.com/index.php/force/382-uzbekistan.html. 
24  Vgl. Central Intelligence Agency, The World Factbook, Central Asia, Uzbekistan, unter: 

https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/uz.html. 
25  Vgl. Max Blenkin, Afghan National Army a work in progress, The Australian, 2. August 

2012, unter: http://www.theaustralian.com.au/news/latest-news/afghan-national-army-a-
work-in-progress/story-fn3dxix6-1226411471732. Nach Angaben von Global Firepower 
hatte die ANA Ende 2012 eine Stärke von 180.000 Mann, siehe unter: http://www. 
globalfirepower.com/country-military-strength-detail.asp. Die nationalen Sicherheitskräfte 
Afghanistans (Afghan National Security Forces, ANSF), zu denen die reguläre Armee, 
Spezialeinheiten, Marine, Luftstreitkräfte, die afghanische nationale und lokale Polizei so-
wie Grenzschutzeinheiten gehören, sollen Ende 2012 eine Gesamtstärke von 352.000 
Mann erreichen. Vgl. CJ Radin, US funding request calls for reduction in Afghan security 
forces after 2014, Threat Matrix, 29. March 2012, unter: http://www.longwarjournal.org/ 
threat-matrix/archives/2012/03/president_obama_appeals_for_fu.php.  

26  Vgl. BBC News, Obama ‚mulls Afghan army boost‘, 19. März 2009, unter: http:// 
news.bbc.co.uk/1/hi/7952085.stm.  

27  Vgl. The Asia Foundation, The Canadian Press: 86% of Afghan Army Recruits are Illiter-
ate, 7. Juni 2011, unter: http://asiafoundation.org/news/2011/06/the-canadian-press-86-of-
afghan-army-recruits-are-illiterate. 

28  Vgl. Afghanistan online, Afghan Army Grows by More Than 900 Commandos, 18. Au-
gust 2010, unter: http://www.afghan-web.com/military/afghancommandos.html. 
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Hilfe des Combined Security Transition Command – Afghanistan (CSTC-A) 
aufzubauen. Letzteres ist nicht der afghanischen Regierung unterstellt, son-
dern der Internationalen Sicherheitsunterstützungstruppe (ISAF)29 und insbe-
sondere deren Oberkommandierendem (COMISAF). Die CSTC-A ist eine 
undurchsichtige Struktur, deren Website vor Kurzem vom Netz genommen 
wurde. Andere Quellen legen nahe, dass Afghanistans Militärbudget ein-
schließlich der Auslandshilfe im Jahr 2011 insgesamt 11,6 Milliarden US-
Dollar – gegenüber 2,75 Milliarden Dollar im Jahr 2008 – erreicht hat und 
damit rund 3,5 mal so hoch ist wie Usbekistans derzeitiges Militärbudget.30 
Die USA haben Berichten zufolge mindestens 2.500 Humvees (hochmobile 
allradgetriebene Mehrzweckfahrzeuge) an Afghanistan geliefert sowie 
Zehntausende M-16 Sturmgewehre und kugelsichere Westen.31 Washington 
strebt jedoch angeblich an, seine Unterstützung auf zwei bis drei Milliarden 
Dollar im Jahr zu reduzieren.32 
Die afghanische Luftwaffe, die aufgrund der langen Bürgerkriegsperiode ge-
schrumpft war, wird derzeit von der US-geführten Combined Air Power 
Transition Force (CAPTF), der Luftkomponente der ebenfalls US-geführten 
CSTC-A, wiederaufgebaut und modernisiert. Im Jahr 2011 besaß die afgha-
nische Luftwaffe 65 Luftfahrzeuge, von denen die meisten generalüberholt 
waren, darunter 17 in den USA hergestellte C-27A Spartan Transportflug-
zeuge,33 einige ukrainische Antonov AN-32 Transportflugzeuge sowie meh-
rere Mi-17 und Mi-24 Helikopter. Es ist geplant, die Gesamtzahl der Flug-
zeuge und Helikopter auf 100 zu erhöhen. Die USA beabsichtigen rund fünf 
Milliarden Dollar zu investieren, um die Stärke der afghanischen Luftwaffe 
bis 2016 auf 120 Flugsysteme aufzustocken. Die meisten afghanischen Pilo-
ten wurden von den Sowjets ausgebildet, während das Flugpersonal nun von 
Amerikanern ausgebildet wird. Es wurde ebenfalls angekündigt, das afghani-
sche Militär mit 145 Mehrzweckluftfahrzeugen und 23.000 Fahrzeugen aus-
zustatten. Im Oktober 2010 bestand die Hubschrauberflotte aus 31 Maschi-
nen. Das afghanische Verteidigungsministerium erwartet für 2013 weitere 21 
Hubschrauberlieferungen, die den Umfang der MI-17-Flotte auf 56 Maschi-
nen erhöhen würden.34 

                                                 
29  Für weitere Informationen zur Organisationsstruktur der ISAF siehe: http://www. 

isaf.nato.int/isaf-command-structure.html. 
30  Vgl. CJ Radin, Afghan National Security Forces Order of Battle, in: The Long War Jour-

nal, 15. April 2011, unter: http://www.longwarjournal.org/oob/afghanistan/index.php.  
31  Diese Informationen wurden dem Wikipedia-Artikel „Afghan Armed Forces“ entnom-

men, die wiederum www.afghannews.net, eine mittlerweile nicht mehr bestehende Web-
site, zitiert. Siehe unter: http://en.wikipedia.org/wiki/Afghan_Armed_Forces. 

32  Vgl. CJ Radin, Funding the Afghan National Security Forces, in: Threat Matrix, A Blog 
of The Long War Journal, 16 September 2011, unter: http://www.longwarjournal.org/threat-
matrix/archives/2011/09/funding_the_afghan_national_se.php. 

33  Vgl. Gary Parsons, More Spartans for Afghanistan, in: key.aero, 27 September 2010, 
unter: http://www.key.aero/view_news.asp?ID=2545&thisSection= military. 

34  Vgl. Elizabeth Burke, Afghan Air Force Helicopter Fleet Grows To 31, in: Afghanistan 
Online, 5. Oktober 2010, unter: http://www.afghan-web.com/military/aaf_helicopters.html.  
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Tabelle 1. Statistischer Vergleich zwischen Afghanistan und Usbekistan 

 Usbekistan  Afghanistan 
Bevölkerung (Usb. 2011; Afgh. 2102, ge-
schätzt) 28.394.180 30.419.928 

BIP, KKP US $ Mrd. (2011)  94,04 29,74 

Militärhaushalt US $ Mrd. (2011), KKP 3,291 11,6 
Militärhaushalt US $ Mrd. (2011), Wechsel-
kursrate 1,422 11,6 

Alphabetisierung (%) 91 36 
 
Quellen: CIA World Factbook; Marvin G. Weinbaum, Afghanistan and Its Neighbors. 
An Ever Dangerous Neighborhood, US Institute of Peace Special Report, Nr. 162, Ju-
ni 2006. 
 
Erwähnenswert ist auch, dass die internationalen Geberländer, allen voran die 
USA und Japan, im Juli 2012 vereinbart haben, Afghanistan bis Ende 2015 
mindestens 16 Milliarden US-Dollar Entwicklungshilfe zukommen zu lassen. 
Diese kommen zu den 4,1 Milliarden hinzu, die dieselben Geberländer zwei 
Monate zuvor, im Mai 2012, jährlich für die afghanische Armee und Polizei 
für die Zeit nach 2014 zugesagt hatten.35 Die Höhe der Militärhilfe und der 
sicherheitspolitischen Hilfe für Afghanistan erreicht somit den Umfang der 
Wirtschaftshilfe, ein Verhältnis, das es so wohl noch in keinem Land der 
Welt gegebenen hat. 
Bedenkt man die Personalstärke, den Umfang des Haushalts, die Ausstattung 
und die lange Kriegserfahrung des afghanischen Militärs, so kann man sich 
leicht vorstellen, dass die afghanischen Streitkräfte Ende 2014 zu den stärks-
ten in der zentralasiatischen Region, einschließlich aller postsowjetischen 
Staaten, avancieren könnten. Das Schreckgespenst einer gewaltigen afghani-
schen Streitmacht dürfte Usbekistan, sowohl seine Führung als auch seine 
Bevölkerung, verunsichern. 
Gründe zur Besorgnis sind reichlich vorhanden. Das Wachstum der afghani-
schen Streitkräfte könnte vor dem Hintergrund der schwachen staatlichen In-
stitutionen, der schwachen Wirtschaft (BIP im Vergleich zum Militärbudget), 
der Armut und der schwachen säkularen Zivilgesellschaft selbst zu einer 
Quelle der Instabilität werden. Die Disparität zwischen militärischen und zi-
vilgesellschaftlichen Institutionen hinsichtlich ihrer finanziellen Möglichkei-
ten und ihres Einflusses könnte Armeegeneräle in Versuchung führen, eine 
eigene Politik zu betreiben, so wie es im benachbarten Pakistan oder in 
Ägypten geschehen ist, wo das Militär zu einem Staat im Staate wurde, der 
sich vor der Gesellschaft in keiner Weise zu verantworten hatte. Noch ist un-

                                                 
35  Vgl. Chester Dawson, Donors Pledge $16 Billion Afghan Aid, With New Strings, in: The 

Wall Street Journal, 8. Juli 2012, unter: http://online.wsj.com/article/ SB10001424052702 
303567704577514103467478784.html. 
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klar, wer letztlich die reale politische Kontrolle über die Armee ausüben 
wird, das wenig beliebte Karzai-Regime oder die politisch und gesellschaft-
lich rückwärtsgewandten, aber hoch organisierten Taliban – oder ob die Ge-
neräle selbst eine unberührbare elitäre Kaste bilden werden. Afghanistans 
Zukunft wird ebenso wie ihre Auswirkungen auf die gesamte Region davon 
abhängen, wie sich die Beziehungen zwischen diesen drei Hauptakteuren 
entwickeln werden. Wie bereits weiter oben erwähnt, wird die Situation auch 
aufgrund der Spannungen innerhalb des herrschenden Regimes, zwischen den 
Fraktionen der Paschtunen und der ethnischen Minderheiten und zwischen 
Kabul und den Provinzen, verkompliziert. 
Was sollte Usbekistans Antwort auf diese sich bedrohlich abzeichnende Un-
gewissheit sein? Klar ist, dass Usbekistan in seinem jetzigen politischen und 
wirtschaftlichen Zustand einem möglichen militärischen Konflikt mit Afgha-
nistan oder mit einer seiner größeren bewaffneten Gruppierungen wahr-
scheinlich – auf sich allein gestellt – nicht standhalten könnte, nicht nur auf-
grund fehlender finanzieller Mittel und moderner Waffen sowie fehlenden 
Nachschubs, sondern auch aufgrund der mangelnden Loyalität der eigenen 
Bevölkerung gegenüber dem herrschenden Regime. Die zahlreichen Kader-
umstrukturierungen in der Armee zeigen, dass auch Karimow dem Militär 
misstraut. Seit dem Ende der Sowjetunion hat Karimow den Posten des Ver-
teidigungsministers bereits sechsmal umbesetzt.36 Armeeoffiziere wurden 
mehrfach wegen des Vorwurfs der Korruption unter Anklage gestellt. Man 
fragt sich, was Islam Karimow mehr fürchtet: eine Niederlage gegen Afgha-
nistan auf dem Schlachtfeld oder den Aufstand einer unzufriedenen Bevölke-
rung im eigenen Land? Karimow ist es nie gelungen, seine Nervosität ange-
sichts eines möglichen Szenarios farbiger Revolutionen in Usbekistan oder 
eines Umbruchs im Stil des „Arabischen Frühlings“ zu verbergen. Deshalb 
hat er auf innenpolitischen Dissens auch stets überreagiert und in ihm eine 
Gefahr für sein Regime gesehen. Sein Durchgreifen war jedes Mal härter als 
in jedem anderen postsowjetischen Regime, Turkmenistan ausgenommen. In 
einem Land, in dem Tausende Muslime wegen ihrer religiösen Ansichten in 
Gefängnissen dahinsiechen, in dem alle vorstellbaren bürgerlichen Freiheiten 
unterdrückt werden, in dem die Korruption omnipräsent ist und Exportein-
nahmen dazu verwendet werden, den luxuriösen Lebensstil der Präsidenten-
töchter zu finanzieren, würde jeder Herrscher schnell begreifen, dass er auf 
einem Pulverfass sitzt. In solch einer Situation würde sogar eine kleine Er-
schütterung außerhalb des Landes eine Destabilisierung und einen Umbruch 
im Innern verursachen. Afghanistan stellt daher weniger eine Herausforde-
rung im Sinne einer Invasion dar (was eher unwahrscheinlich wäre) als viel-
mehr einen Faktor, der innerhalb Usbekistans einen Aufstand oder einen 
Staatsstreich auslösen könnte. 

                                                 
36  Vgl. Uzmetronom.com, Generaly pešanoj kar’ery [Sandkastengeneräle], 13. Januar 2009, 

unter: http://www.uzmetronom.com/2009/01/13/generaly_peschanojj_karery.html. 
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Aus diesem Grunde strebt Karimow so verzweifelt Bündnisse mit größeren 
Mächten an, um nicht nur das Land vor äußeren Gefahren, sondern auch sein 
eigenes Regime vor Revolutionen im eigenen Land zu schützen. Allerdings 
birgt die Abhängigkeit von Schutzmächten ihrerseits ein Risiko. Usbekistan 
riskiert dabei, seine Souveränität und seine so hoch geschätzte Stabilität zu 
opfern. Während es in der Tat schwer ist, die Abhängigkeit von großen 
Mächten zu vermeiden, könnte diese jedoch auf ein akzeptables Maß redu-
ziert werden, wenn die Regierung die Unterstützung ihrer eigenen Bevölke-
rung hätte. Beliebtheit kann jedoch kaum ausschließlich mit Hilfe von Propa-
ganda und Gehirnwäsche erlangt werden, wie es das Karimow-Regime ver-
sucht. Um den Geist einer Nation zu fördern, muss man die Zivilgesellschaft 
wachsen lassen und es Basisinitiativen ermöglichen, sich zu entfalten; gerade 
diese waren Karimow jedoch stets verdächtig. Der Rückzug der NATO aus 
Afghanistan wird für das jetzige Regime in Usbekistan die Stunde der Wahr-
heit sein und einige Antworten auf die Frage geben, ob die Ideologie des 
Mustaqillik lediglich eine leere Erklärung war oder ein Wert, für den die us-
bekische Gesellschaft einzustehen und zu kämpfen bereit ist. 
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